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Im Namen der Republik 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Christine AMANN als Einzelrichterin über die Beschwerde des 
XXXX auch XXXX, StA. von Georgien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.5.2009, FZ. 09 
05.062 - EASt West, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG und § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 idgF abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Der Beschwerdeführer, ein georgischer Staatsangehöriger, reiste seinen Angaben zufolge am 29.7.2002 illegal 
in das österreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag zum ersten Mal einen Asylantrag (in der Folge 
auch als erster Asylantrag bezeichnet). Nachdem der Beschwerdeführer für den 8.4.2003 mit Ladungsbescheid 
vom 12.3.2003 zur Einvernahme im Asylverfahren geladen worden war, zu dieser jedoch unentschuldigt nicht 
erschienen war, war das Verfahren wegen der Unmöglichkeit der Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes 
gemäß § 30 AsylG 1997 idgF am 8.4.2003 eingestellt worden. Am 15.4.2005 war der Beschwerdeführer in 
Schubhaft genommen und sein Asylverfahren fortgesetzt worden. Am 11.5.2005 fand seine niederschriftliche 
Einvernahme vor dem Bundesasylamt statt. Mit Bescheid vom 17.5.2005, Zl. 02 20.155-BAW, wies das 
Bundesasylamt den ersten Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 idF BGBl. I Nr. 126/2002 
ab (= Spruchteil I.) und stellte gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 BGBl. I Nr. 101/2003 fest, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach Georgien zulässig sei (= 
Spruchteil II.); ferner verfügte das Bundesasylamt gemäß § 8 Abs. 2 leg. cit. die Ausweisung des 
Beschwerdeführers "aus dem österreichischen Bundesgebiet" ohne Angabe eines Zielstaates (= Spruchteil III.). 
Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer am 21.5.2005 fristgerecht eine Berufung. 
 

Seinen ersten Asylantrag begründete der Beschwerdeführer im Wesentlichen wie folgt: 
 

Er habe seine Heimat verlassen, da seine Familie seit dem Jahr 1992 Anhänger von Sviad Gamsachurdia 
gewesen sei. Sein Vater habe im Jahr 1994 aus Georgien fliehen müssen und irgendwelche Dokumente 
mitgenommen. Um welche es sich handle, wisse er jedoch nicht. Deshalb sei seine Familie verfolgt und 
eingeschüchtert worden. Damals sei bereits Schewardnadse an der Macht gewesen. Seine Familie und er hätten 
sich ständig verstecken und immer wieder fliehen müssen. Er habe mit Hilfe seiner Mutter, welche Lehrerin 
gewesen sei, sogar heimlich die Schule abgeschlossen und mittels Fernstudium heimlich studiert. Er habe 
Georgien am 19. oder 20.7.2002 verlassen. Da die Ausreise jedoch viel Geld gekostet habe, lebe seine Mutter 
immer noch in Georgien, müsse sich dort aber verstecken, wobei er nicht wisse, wo genau. Er persönlich sei in 
Georgien verfolgt und immer wieder gefoltert, sowie verhaftet und ins Gefängnis gesteckt worden. Man habe 
von ihm den Aufenthaltsort seines Vaters in Erfahrung bringen wollen. Er wisse nicht genau, von welchen 
Personen er verfolgt worden sei, es wären die Leute der Regierung von Schewardnadse gewesen. 
 

Zwischen Juli 2002 und Mai 2005 sei er in Österreich und Deutschland gewesen, wobei dort auch sein Kind zur 
Welt gekommen sei. Wo sich seine Frau und sein Kind zurzeit aufhalten würden, wisse er nicht. Sie wären nach 



 Asylgerichtshof 24.06.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 10 

dem Machtwechsel nach Georgien zurück. Auch er sei - von Deutschland aus - im April 2004 nach Georgien 
zurück gekehrt. Als er jedoch gesehen habe, dass seine Probleme dort nicht gelöst wären, sei er wieder geflohen. 
Bei seiner Rückkehr nach Georgien habe er Angst, umgebracht zu werden, von wem könne er aber namentlich 
nicht konkretisieren. Er wisse nicht, was passieren müsste, damit er nach Georgien zurückkehren könnte. Er habe 
aber sowieso vor, nach Georgien zurückzukehren. 
 

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 15.2.2007, Zl. 260.849/0/7E-IX/49/05, war die 
Berufung gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.5.2005 gemäß § 7, § 8 Abs. 1 und 2 AsylG 1997 idF 
BGBl. I Nr. 101/2003 abgewiesen worden und erwuchs dieser Bescheid mit 22.2.2007 in Rechtskraft. 
 

Am 29.4.2009 stellte der Beschwerdeführer zum zweiten Mal einen Antrag auf internationalen Schutz (in der 
Folge auch als zweiter Asylantrag bezeichnet). Am 29.4.2009 fand durch Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes seine Erstbefragung und am 6.5.2009 und am 12.5.2009 fanden seine niederschriftlichen 
Einvernahmen vor dem Bundesasylamt statt. Mit Bescheid vom 15.5.2009, Zl. 09 05.062 - EASt West, wies das 
Bundesasylamt den zweiten Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener 
Sache zurück und verfügte gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 idgF seine Ausweisung aus dem österreichischen 
Bundesgebiet nach Georgien. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer am 28.5.2009 fristgerecht 
eine Beschwerde. 
 

Im Zuge seiner Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 29.4.2009 gab der 
Beschwerdeführer im Wesentlichen Folgendes an: 
 

Seine Fluchtgründe seien dieselben wie bei seinem letzten Asylantrag. Er habe jedoch ein Jahr und zwei Monate 
in Deutschland gelebt und sei im April 2004 zurück nach Georgien gereist, da er geglaubt habe, dass sich die 
Situation in seinem Heimatland beruhigt habe und die Frage nach Asyl erledigt sei. In Georgien habe er jedoch 
einen Brief erhalten, worin ihm mitgeteilt worden sei, dass er das Land verlassen solle, andernfalls er getötet 
würde. Sein PKW sei in die Luft gesprengt worden. Daraufhin habe er das Land verlassen. Er würde die 
Drohung nach wie vor ernst nehmen. 
 

Im Zuge dieser Einvernahme legte der Beschwerdeführer einen Arztbericht des AKH Wien von Dr. med. XXXX 
vor, in welchem die HIV und Hepatitis C Erkrankung sowie die Behandlung des Beschwerdeführers bestätigt 
wird. 
 

Im Zuge seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt vom 6.5.2009 gab der 
Beschwerdeführer im Wesentlichen Folgendes an: 
 

Er habe die ersten neun Monate nach seiner ersten Asylantragstellung am 29.7.2002 in Österreich verbracht. 
Danach sei er nach Deutschland gereist, wo er eineinhalb Jahre geblieben sei. Danach sei er freiwillig nach 
Georgien zurückgekehrt, nach weiteren sieben Monaten habe er aber Georgien wieder Richtung Österreich 
verlassen. Er sei am 20.11.2004 wieder in Österreich eingereist. Er sei damals nach Georgien wieder 
zurückgekehrt, da im Jahr 2004 ein Regierungswechsel gewesen sei und er gedacht habe, dass dort alles 
demokratisch werde. Er sei nach seiner Rückkehr Mitglied der politischen Partei von Gamsachurdia geworden 
und sei als solches, wie auch andere Mitglieder dieser Partei, von der Regierung verfolgt worden. Er sei unter 
Druck gesetzt und sein Auto auf der Straße gesprengt worden. Vier Mal habe es einen Überfall auf ihr Parteibüro 
gegeben. Er habe auch an Demonstrationen teilgenommen. Er habe so nicht mehr in Georgien bleiben können 
und sei ausgereist. Sein Vater sei seit 1994 politischer Flüchtling und habe Dokumente aus Georgien 
mitgenommen. Als der Beschwerdeführer nach Georgien zurückgekehrt sei, habe man ihn nach diesen 
Dokumenten gefragt, da auch er einige Kopien von diesen gehabt habe. Da er sich jedoch seit drei Jahren in 
Österreich in Haft befinde, könne er diese Dokumente nicht vorlegen. Bei diesen würde es sich um Dokumente 
wegen Südossetien handeln und wären diese vom Verteidigungsministerium. Das letzte Dokument würde aus 
dem Jahr 2004 stammen. In seinem ersten Asylverfahren habe er diese Dokumente nicht vorgelegt, da er sich 
damals in Schubhaft befunden und überhaupt nach Frankreich zu seinem Vater gewollt habe. Er stelle nunmehr 
einen neuen Asylantrag, da er weitere ärztliche Behandlung benötige und diese nur in Österreich bekommen 
könnte. In Österreich würde es eine Frau namens M.I. geben, welche ihn, bei allem was er benötige, unterstützen 
würde. 
 

Im Zuge seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt vom 12.5.2009 gab der 
Beschwerdeführer im Wesentlichen Folgendes an: 
 

Bezüglich seiner Hepatitis C Erkrankung habe er vor sechs Monaten eine Blutuntersuchung gehabt, welche 
negativ ausgefallen sei. Seine Erkrankung sei jedoch chronisch. Er würde derzeit Medikamente nehmen; wenn er 
diese nicht nehmen würde, komme die Erkrankung wieder. Es sei unrichtig, dass man in Georgien behandelt 
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werden könne. Man brauche dafür viel Geld. Er würde täglich ärztliche Betreuung benötigen und müsse 
vielleicht auch stationär in ein Krankenhaus aufgenommen werden. Dies wäre aufgrund seiner Probleme in 
Georgien viel zu gefährlich. 
 

Das Bundesasylamt stellte im o.a. Bescheid vom 15.5.2009 zunächst fest: 
 

Die Identität des Beschwerdeführers stehe nicht fest. Er sei Staatsangehöriger von Georgien und in Österreich 
drei Mal gerichtlich verurteilt. Über ihn sei durch die BPD Wien, Fremdenpolizeiliches Büro, am 18.4.2005 ein 
Aufenthaltsverbot verhängt worden. Weiters fasste das Bundesasylamt den bisherigen Verfahrensgang zum 
ersten Asylverfahren des Beschwerdeführers richtig und vollständig zusammen. Der Beschwerdeführer würde 
den gegenständlichen (zweiten) Antrag auf internationalen Schutz wiederum auf die von ihm bereits im ersten 
Verfahren vorgebrachten Gründe stützen. Er habe im neuerlichen Asylverfahren nicht glaubhaft weitere 
asylrelevante Gründe vorbringen können und ergäbe sich keine neuer objektiver Sachverhalt. Die Frau des 
Beschwerdeführers und seine Kinder würden nicht in Österreich leben und habe er auch keine sonstigen 
familiären Bande in Österreich. Es habe nicht festgestellt werden können, dass der Beschwerdeführer zu der von 
ihm genannten Frau M.I. eine qualifizierte Beziehung oder ein Abhängigkeitsverhältnis haben würde. Es würden 
keine Umstände vorliegen, die einer Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Georgien 
entgegenstehen würden. 
 

Auf den Seiten 7 bis 10 traf das Bundesasylamt umfassende Länderfeststellungen zur medizinischen Versorgung 
in Georgien im Allgemeinen und zur Behandlung von HIV und Hepatitis C im Besonderen. 
 

Beweiswürdigend führte das Bundesasylamt im o.a. Bescheid im Wesentlichen aus: 
 

Betreffend die Feststellungen zu den Gründen des neuen Antrages auf internationalen Schutz: 
 

Der Beschwerdeführer habe sich hinsichtlich seiner Beweggründe, sein Heimatland verlassen zu haben, auf 
dieselben wie in seinem Erstverfahren bezogen. Das erste Asylverfahren sei bereits rechtskräftig abgeschlossen 
worden und wären in diesem Verfahren bereits alle bis zu dieser Entscheidung entstandenen Sachverhalte 
berücksichtigt worden, sodass darüber im gegenständlichen Verfahren nicht mehr neuerlich zu entscheiden sei. 
Der Beschwerdeführer stütze somit seinen Asylantrag im Kerne auf seine ursprünglich vorgebrachten 
Fluchtgründe. Selbst bei den angeblichen Beweismitteln, auf welche er derzeit keinen Zugriff hätte, würde es 
sich um "Dokumente" handeln, welche aus dem Jahr 2004, also vor Rechtskraft des Vorverfahrens, stammen 
würden. Als Begründung für seinen weiteren Asylantrag habe der Beschwerdeführer nur angegeben, dass er 
weitere ärztliche Behandlung benötigen und diese in Österreich bekommen würde. Zusammengefasst sei daher 
festzuhalten, dass die nun geäußerten Fluchtgründe von der Rechtskraft des ersten Verfahrens erfasst seien. Sein 
neues Vorbringen würde auch keine Hinweise auf eine aktuelle Verfolgung durch staatliche Organisationen oder 
Privatpersonen oder eine allfällige Rückkehrgefährdung enthalten. Dass der Beschwerdeführer aufgrund in 
seiner Person gelegener Merkmale einem erhöhten Verfolgungsgefährdungspotenzial ausgesetzt gewesen sei 
bzw. im Falle der Rückkehr ausgesetzt wäre, habe auch dem durchgeführten Ermittlungsverfahren nicht 
entnommen werden können. 
 

Betreffend die Feststellungen über das Familien- und Privatleben des Beschwerdeführers: 
 

Die Familie des Beschwerdeführers - Ehefrau und zwei Söhne - wären seinen Angaben zufolge mit ihm in 
Deutschland gewesen und seien dann nach Georgien gereist. Wo sich seine Ehefrau und seine zwei Söhne 
derzeit befinden würden, habe nicht eruiert werden können. Weiters werde angezweifelt, ob der 
Beschwerdeführer überhaupt ein Interesse an einem "Asylverfahren" in Österreich habe, da er kurz nach seiner 
ersten Asylantragstellung im Jahr 2003 nach Deutschland weitergereist sei. Aus der Kopie des vorgelegten 
Heimreisezertifikates, welches zwar übersetzt worden sei, dessen Echtheit aber (mangels des Originals) nicht 
überprüft werden könne, gehe zwar hervor, dass dieses am 4.3.2004 in Berlin ausgestellt worden sei, nicht 
jedoch, ob der Beschwerdeführer tatsächlich nach Georgien ausgereist sei, da er über seinen Aufenthalt in 
Georgien kein Beweismittel vorlegen habe können. Bezüglich jener Unterstützung, welche der 
Beschwerdeführer laut eigenen Angaben von Frau M.I. in Österreich erhalten habe, sei festzuhalten, dass er über 
diese keine näheren Details angeben habe könne, lediglich wo sie in Wein wohne und dass sie seit ca. 40 Jahren 
in Österreich lebe. Er habe lediglich angeben, dass er von ihr alles bekomme, was er benötige, jedoch habe er 
nicht vorgebracht, dass es sich hiebei um eine qualifizierte Nähe oder gar um ein Abhängigkeitsverhältnis 
handle. Weitere relevante, private oder familiäre Beziehungen habe der Beschwerdeführer nicht geltend gemacht 
und seien auch im Verfahren nicht hervorgekommen. 
 

Betreffend die Feststellungen zum Gesundheitszustand des Beschwerdeführers: 
 



 Asylgerichtshof 24.06.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 4 von 10 

Auch aus gesundheitlichen Gründen stehe einer Ausweisung nichts entgegen, da den Länderfeststellungen zu 
entnehmen sei, dass entsprechende Behandlungsmöglichkeiten der HIV und das Hepatitis C Erkrankung des 
Beschwerdeführers in Georgien gegeben sei und der Beschwerdeführer dem Ländervorhalt in seiner 
Einvernahme nicht substantiiert entgegengetreten sei. Weiters wären die Beschwerden des Beschwerdeführers 
derzeit nicht lebensbedrohlich und sei die medizinische Versorgung seiner Probleme in Georgien sichergestellt. 
Er habe die Möglichkeit, sich an diversen Programmen zu beteiligen und/oder sich an Hilfsorganisationen zu 
wenden, falls er Probleme habe, seine Medikamente zu finanzieren. Dazu komme, dass der Beschwerdeführer im 
Erstverfahren angegeben habe, Realitäten zu besitzen (ein Haus), er somit im Herkunftsstaat nicht mittellos sei. 
 

Weiters begründe der Beschwerdeführer seinen bisherigen Aufenthalt in Österreich lediglich nach dem 
Asylgesetz. Über ein anderes Aufenthaltsrecht verfüge er nicht. 
 

Bei der rechtlichen Beurteilung des festgestellten Sachverhaltes führte das Bundesasylamt im o.a. Bescheid zu § 
68 Abs. 1 AVG (= Spruchteil I.) insbesondere aus: 
 

Der Beschwerdeführer habe zur Begründung seines zweiten Asylantrages ausschließlich Gründe geltend 
gemacht, die seinen Schilderungen zufolge, schon vor Eintritt der Rechtskraft des Bescheides des Unabhängigen 
Bundesasylsenates vom 15.2.2007, Zl. 260.849/0/7E-IX/49/05, im ersten Asylverfahren bestanden hätten. Diese 
Umstände wären daher schon von vornherein nicht geeignet, eine neue Sachentscheidung herbeizuführen. Da 
weder in der maßgeblichen Sachlage - und zwar im Hinblick auf jenen Sachverhalt, der in der Sphäre des 
Beschwerdeführers gelegen sei, noch auf jenen, welcher von Amts wegen aufzugreifen sei, - noch im Begehren 
und auch nicht in den anzuwendenden Rechtsnormen eine Änderung eingetreten sei, welche eine andere 
rechtliche Beurteilung des Antrages nicht von vornherein als ausgeschlossen erscheinen lassen würde, stehe die 
Rechtskraft des ergangenen Bescheides, dem neuerlichen Antrag entgegen, weswegen die Asylbehörde zu seiner 
Zurückweisung verpflichtet sei. 
 

In Bezug auf die verfügte Ausweisung gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 (= Spruchteil II.) führte das 
Bundesasylamt zusammengefasst aus: 
 

Maßgebliche Rechtsfrage sei, ob sich durch die Durchführung der Ausweisung des Beschwerdeführers, sein 
gesundheitlicher Leidenszustand derart verschlechtern würde, dass der Schutzbereich des Art. 3 EMRK 
betroffen sei. Diese Frage sei jedoch aufgrund des vorliegenden medizinischen Bescheinigungsmittels und der 
Länderfeststellungen zur Versorgung in Georgien zu verneinen und werde diesbezüglich auch auf die 
Ausführungen in der Beweiswürdigung verwiesen. Bei Setzung einer solchen aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
könne grundsätzlich ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens vorliegen (Art. 8 Abs. 
1 EMRK). Der Beschwerdeführer halte sich alleine im österreichischen Bundesgebiet auf, über den Aufenthalt 
seiner Ehefrau und der beiden Kinder wisse er laut eigenen Angaben nichts. Da bei Berücksichtigung sämtlicher 
bekannter Tatsachen keine Hinweise auf andere oder weitere familiäre Anknüpfungspunkte bestehen würden, 
könne zusammengefasst das Vorliegen eines schützenswerten Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK nicht 
festgestellt werden. Der bisherige Aufenthalt des Beschwerdeführers stütze sich lediglich auf die Einbringung 
von Anträgen zur Erlangung von internationalem Schutz. Hinsichtlich der vom Beschwerdeführer genannten 
Frau M. I. werde auf die näheren Erläuterungen in der Beweiswürdigung verwiesen, wonach keine qualifizierte 
Beziehung oder gar ein Abhängigkeitsverhältnis vorgebracht worden oder im Verfahren hervorgekommen sei. 
Der Beschwerdeführer habe nicht einmal benennen können, auf welche Weise er konkret von dieser Person 
unterstützt werde. Weitere relevante private Anknüpfungspunkte habe der Beschwerdeführer nicht geltend 
gemacht und es wären solche auch nicht im Verfahren hervorgekommen. Es sei auch keine besondere 
Integration in Österreich ersichtlich. Vielmehr sei der Beschwerdeführer bereits drei Mal durch österreichische 
Gerichte zu Haftstrafen verurteilt worden und habe er auch sonst keine nennenswerten Merkmale einer 
Integration vorgebracht. Im Gegenteil habe er sein fehlendes Interesse am österreichischen Asylverfahren durch 
seine illegale Weiterreise nach Deutschland demonstriert. Aufgrund der Gesamtabwägung der Interessen und 
unter Beachtung aller bekannten Umstände ergebe sich, dass die Ausweisung zur Erreichung des in Art. 8 Abs. 2 
EMRK genannten Zieles gerechtfertig sei. Bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen könnten keine 
Hinweise gefunden werden, welche den Schluss zulassen würden, dass durch die Ausweisung auf unzulässige 
Weise im Sinne der Art. 8 Abs. 2 EMRK in das Recht des Beschwerdeführers auf Schutz des Familien- und 
Privatlebens eingegriffen würde. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer am 28.5.2009 eine Beschwerde, in welcher er den Bescheid 
in seinem gesamten Umfang wegen Mangelhaftigkeit des Verfahrens, mangelhafter bzw. unrichtiger 
Bescheidbegründung und unrichtiger rechtlicher Beurteilung anfocht, einen Antrag auf Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung stellte und weiters im Wesentlichen Folgendes ausführte: 
 

Der Beschwerdeführer sei krank. Er würde regelmäßiger medizinischer Behandlung und Medikamente bedürfen, 
welche er in Georgien jedoch nicht bekommen würde, da er diese dort selber kaufen müsste, sich solche jedoch 
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nicht leisten könne. Das staatliche Sicherheitssystem in Georgien würde nach wie vor der Korruption unterliegen 
und dem Beschwerdeführer keinen Schutz vor seinen Verfolgern bieten. Auch wenn nach Ansicht des 
Bundesasylamtes die Grundversorgung gewährleistet sei, sei doch zu berücksichtigen, inwieweit die 
medizinische Versorgung konkret bezogen auf den individuellen Einzelfall des Beschwerdeführers, durch das in 
Georgien bestehende Gesundheitssystem, kostenlos auch dem Beschwerdeführer zur Verfügung stehen würde. 
Auch hätte berücksichtigt werden müssen, inwieweit der Beschwerdeführer aufgrund seiner Erkrankung in der 
Lage sei, Arbeit aufzunehmen, ob er am Arbeitsmarkt überhaupt vermittelbar sei bzw. inwieweit dann eine 
medizinische Versorgung möglich sei. Für den Großteil der Bevölkerung verunmöglichen die hohen zu 
bezahlenden Summen eine der Krankheit angemessene medizinische Versorgung. Die Kosten einer Behandlung 
wären enorm und wären diese vom Bundesasylamt auch nicht zu einem möglichen Einkommen des 
Beschwerdeführers in Relation gesetzt worden. Hinsichtlich des Antrages auf Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung sei darauf hinzuweisen, dass der Beschwerdeführer eine ärztliche Betreuung in seinem Herkunftsstaat 
nicht erfahren könne. 
 

Er stelle daher die Anträge, der Asylgerichtshof möge: 
 

der Beschwerde Folge geben, den Bescheid des Bundesasylamtes ersatzlos beheben und dem Antrag auf 
internationalen Schutz Folge geben; in eventu 
 

den angefochtenen Bescheid aufheben und die Rechtssache zur neuerlichen Verhandlung und Entscheidung nach 
Verfahrensergänzung an das Bundesasylamt zurückverweisen; 
 

der gegenständlichen Beschwerde jedenfalls aufschiebende Wirkung zuerkennen; 
 

eine mündliche Verhandlung unter Vorladung des Beschwerdeführers und Aufnahme der genannten Beweise 
anberaumen. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Die zuständige Einzelrichterin des Asylgerichtshofes hat nach dem Grundsatz der freien Beweiswürdigung 
über die Beschwerde folgende Erwägungen getroffen: 
 

Für den Asylgerichtshof als Beschwerdeinstanz ist Sache iSd § 66 Abs. 4 AVG im gegenständlichen 
Beschwerdeverfahren nur die Frage, ob das Bundesasylamt als erstinstanzliche Behörde mit Recht den 
neuerlichen Antrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. Die Beurteilung dieser Frage darf 
ausschließlich anhand jener Gründe erfolgen, die von der Partei im erstinstanzlichen Verfahren zur Begründung 
ihres Begehrens geltend gemacht worden sind. Es ist Sache der Partei, die in einer rechtskräftig entschiedenen 
Angelegenheit eine neuerliche Sachentscheidung begehrt, dieses Begehren zu begründen. 
 

Hat das Bundesasylamt in seinem Bescheid über den eigentlichen Gegenstand des Verfahrens (hier: Asylantrag 
vom 29.4.2009) gar nicht abgesprochen, sondern lediglich eine verfahrensrechtliche Entscheidung (hier: 
Zurückweisung gemäß § 68 Abs. 1 AVG) getroffen, dann ist es dem Asylgerichtshof als Beschwerdeinstanz 
verwehrt, erstmals den eigentlichen Verfahrensgegenstand einer meritorischen Erledigung zuzuführen. 
 

Im Verfahren über den ersten Asylantrag war hinsichtlich der Fluchtgründe folgendes Vorbringen des 
Beschwerdeführers entscheidungsrelevant: 
 

Er und seine Familie wären seit dem Jahr 1992 Anhänger von Sviad Gamsachurdia gewesen und aufgrund 
dessen Verfolgung ausgesetzt. Sein Vater habe 1994 fliehen müssen und sei er in weiterer Folge immer wieder 
eingeschüchtert, verhaftet, gefoltert und verfolgt worden. 
 

Im Verfahren über den gegenständlichen zweiten Asylantrag hat der Beschwerdeführer in allen Einvernahmen 
sein bisheriges Vorbringen wiederholt, lediglich seine Rückkehr nach Georgien im Jahr 2004 näher konkretisiert 
und ausgeführt, er würde neuerlich einen Asylantrag stellen, da er aufgrund seiner HIV und Hepatitis C 
Erkrankung weitere ärztliche Behandlung benötigen und diese nur in Österreich bekommen würde. Seine 
Rückkehr im Jahr 2004 hat der Beschwerdeführer mit dem zuvor in Georgien stattgefundenen 
Regierungswechsel (gemeint die Rosenrevolution im November 2003) begründet und weiters dazu angegeben: 
Er sei nach seiner Rückkehr Mitglied der politischen Partei von Gamsachurdia geworden und sei als solches, wie 
auch andere Mitglieder dieser Partei, von der Regierung verfolgt worden. Er habe z.B. einen Drohbrief erhalten 
und sein Auto sei auf der Straße gesprengt worden. 
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Das gesamte (die Fluchtgründe betreffende) Vorbringen des Beschwerdeführers im Verfahren über den 
gegenständlichen zweiten Asylantrag stellt einen Sachverhalt dar, der zum Zeitpunkt der ersten 
Asylantragstellung vom 29.7.2002 bereits bestanden hatte und der bereits in diesem Verfahren als maßgebend zu 
Grunde gelegt worden war, wie das Bundesasylamt bereits zu Recht im o.a. Bescheid festgehalten hatte. Selbst 
die näheren Ausführungen zu seiner Rückkehr nach Georgien im Jahr 2004 hätte der Beschwerdeführer bereits 
im Verfahren über seinen ersten Asylantrag vorbringen können und stellen daher auch diese keinen neuen 
entscheidungsrelevanten Sachverhalt dar. Hinzu kommt, dass es völlig unglaubwürdig ist, dass der 
Beschwerdeführer (erst) im Jahr 2004 Mitglied der politischen Partei von Gamsachurdia wurde und als solches 
in Georgien Verfolgungsmaßnahmen - in Form eines Drohbriefes und einer Autosprengung - ausgesetzt war. Für 
die zuständige Einzelrichterin steht fest, dass der Beschwerdeführer seinen zweiten Asylantrag mit dem gleichen 
Fluchtgrund wie im Verfahren über seinen ersten Asylantrag, nämlich als Anhänger bzw. Parteimitglied von 
Sviad Gamsachurdia in Georgien verfolgt zu sein, begründet und denselben Fluchtgrund - behauptetermaßen - in 
das Jahr 2004 "verlegt". Das Vorbringen des Beschwerdeführers im Verfahren über den gegenständlichen 
zweiten Asylantrag weist daher auch keinen glaubhaften Kern auf. 
 

Soweit der Beschwerdeführer - neben seinen Fluchtgründen - im gegenständlichen Verfahren noch vorbringt, an 
HIV und Hepatitis C erkrankt zu sein, sei auf die Länderfeststellungen des o.a. Bescheides und insbesondere auf 
die Länderfeststellungen zur medizinischen Versorgung von HIV und Hepatitis C in Georgien hingewiesen, 
wonach die Versorgung von HIV-Patienten mit den erforderlichen Medikamenten, insbesondere für die 
Durchführung einer hochaktiven antiretroviralen Therapie gesichert ist und alle georgischen Staatsbürger 
Zugang zur Behandlung haben. Darüber hinaus gibt es kostenlose Programme, bei welchen die 
Kostenübernahme zu 100 % erfolgt. Auch zur kostenlosen Heilbehandlung von Hepatitis C besteht im Moment 
ein staatliches Unterstützungsprogramm. Herr Dr. med. XXXX äußert in seinem Arztbericht zwar die Sorge, 
dass sich die Ausweisung des Beschwerdeführers negativ auf seine Therapie auswirken könnte, es wird aber in 
keiner Weise davon ausgegangen, dass diese Ausweisung den Beschwerdeführer in einen lebensbedrohlichen 
Zustand versetzen könnte. Somit lässt sich auch aus dem aktuellen Gesundheitszustand keine 
entscheidungsrelevante Neuerung ableiten. 
 

Der Asylgerichtshof gelangt - ebenso wie das Bundesasylamt - zu dem Ergebnis, dass das Vorbringen des 
Beschwerdeführers zum zweiten Asylantrag vom 29.4.2009 im Hinblick auf das erste abgeschlossene Verfahren 
keinen neuen entscheidungsrelevanten Sachverhalt darstellt. 
 

2. Daraus ergibt sich für die zuständige Einzelrichterin des Asylgerichtshofes rechtlich Folgendes: 
 

2.1. Gemäß § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (Art. 1 BGBl. I Nr. 4/2008; im Folgenden: AsylGHG) tritt dieses 
Bundesgesetz mit 1.7.2008 in Kraft. 
 

Gemäß § 23 AsylGHG idF BGBl. I Nr. 147/2008 sind - soweit sich aus dem AsylG 2005 nichts anderes ergibt - 
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

2.2. Gemäß § 73 Abs. 1 Asylgesetz 2005 idgF ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemäß § 
75 Abs. 1 AsylG auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. 
 

Da der vorliegende zweite Asylantrag am 29.4.2009 gestellt wurde, ist das Verfahren nach den Bestimmungen 
des AsylG 2005 zu führen. 
 

2.3. Zu Spruchteil I. des o.a. Bescheides: 
 

2.3.1. Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, dann, wenn die 
Behörde nicht den Anlass zu einer Verfügung gemäß den Abs. 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache 
zurückzuweisen. 
 

"Entschiedene Sache liegt dann vor, wenn sich gegenüber dem früheren Bescheid weder die Rechtslage noch der 
wesentliche Sachverhalt geändert hat und sich das neue Parteienbegehren im Wesentlichen mit dem früheren 
deckt. Dies muss in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was bedeutet, 
dass den behaupteten geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss. Die Verpflichtung der 
Behörde zu einer neuen Sachentscheidung wird nur durch eine solche Änderung des Sachverhaltes bewirkt, die 
für sich allein oder iVm anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals 
als maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für die 
Abweisung des Parteibegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann" (z.B. 
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VwGH 9.9.1999, Zl. 97/21/0913; VwGH 14.12.1994, Zl. 94/03/0067; VwGH 27.9.2000, Zl. 98/12/0057; VwGH 
25.4.2002, Zl. 2000/07/0235). 
 

Die objektive (sachliche) Grenze der Wirkung der Rechtskraft wird durch die "entschiedene Sache", d.h. durch 
die Identität der Verwaltungssache, über die mit einem formell rechtskräftigen Bescheid abgesprochen wurde, 
mit der im neuen Antrag intendierten, bestimmt. Die durch den Bescheid "entschiedene Sache" wird konstituiert 
durch die Relation bestimmter Fakten (die den Sachverhalt bilden) zu bestimmten Rechtsnormen (die den 
Tatbestand umschreiben). Die Identität der Sache liegt dann vor, wenn einerseits weder in der für den 
Vorbescheid maßgeblichen Rechtslage noch in den für die Beurteilung des Parteienbegehrens im Vorbescheid 
als maßgebend erachteten tatsächlichen Umständen eine Änderung eingetreten ist und wenn sich andererseits das 
neue Parteibegehren im Wesentlichen (von Nebenumständen, die für die rechtliche Beurteilung der Hauptsache 
unerheblich sind, abgesehen) mit dem früheren deckt (VwGH 10.6.1998, Zl. 96/20/0266). Darüber hinaus muss 
die Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, damit eine andere rechtliche 
Beurteilung des Antrages nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann. 
 

Zu einer neuen Sachentscheidung - nach etwa notwendigen amtswegigen Ermittlungen iSd § 28 AsylG 1997 - 
kann die Behörde jedoch nur durch eine solche behauptete Änderung des Sachverhaltes berechtigt und 
verpflichtet werden, der für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen rechtlich Asylrelevanz 
zukäme; eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein. (Dabei 
muss die neue Sachentscheidung - obgleich auch diese Möglichkeit besteht - nicht zu einem anderen von der 
seinerzeitigen Entscheidung abweichenden Ergebnis führen.) Darüber hinaus muss die behauptete 
Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an den 
diese positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann. Die Behörde hat sich insoweit bereits bei der Prüfung, ob 
der (neuerliche) Asylantrag zulässig ist, mit der Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Antragstellers und 
gegebenenfalls mit der Beweiskraft von Urkunden auseinander zu setzen. Ergeben ihre Ermittlungen, dass eine 
Sachverhaltsänderung, die eine andere Beurteilung nicht von vornherein ausgeschlossen erscheinen ließe, 
entgegen den Behauptungen der Partei nicht eingetreten ist, so ist der Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG 
zurückzuweisen (VwGH 21.10.1999, Zl. 98/20/0467; VwGH 24.2.2000, Zl. 99/20/0173; VwGH 19.7.2001, Zl. 
99/20/0418; VwGH 21.11.2002, Zl. 2002/20/0315; VwGH 9.9.1999, Zl. 97/21/ 0913; VwGH 4.5.2000, Zl. 
98/20/0578; VwGH 4.5.2000, Zl. 99/20/0193; VwGH 7.6.2000, Zl. 99/01/0321; VwGH 21.9.2000, Zl. 
98/20/0564; VwGH 20.3.2003, Zl. 99/20/ 0480). Wird in einem neuen Asylantrag eine Änderung des für die 
Entscheidung maßgeblichen Sachverhalts nicht einmal behauptet, geschweige denn nachgewiesen, so steht die 
Rechtskraft des Vorbescheides einer inhaltlichen Erledigung des neuerlichen Antrages entgegen und berechtigt 
die Behörde dazu, ihn zurückzuweisen (VwGH 4.5.2000, Zl. 99/20/ 0192). 
 

Bei der Prüfung der Identität der Sache ist von dem rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, ohne die sachliche 
Richtigkeit desselben - nochmals - zu überprüfen; die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von der 
Behörde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf 
(vgl. z. B. VwGH 25.4.2002, Zl. 2000/07/0235; VwGH 15.10.1999, Zl. 96/21/0097). Der Begriff "Identität der 
Sache" muss in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was bedeutet, dass 
den behaupteten geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss (VwGH 25.4.2002, Zl. 
2000/07/0235). Nur eine solche Änderung des Sachverhaltes kann zu einer neuen Sachentscheidung führen, die 
für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme 
auf die damals als maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit 
den Grund für die Abweisung des Parteibegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen 
gelten kann (vgl. z.B. VwGH 4.11.2004, Zl. 2002/20/0391; VwGH 9.9.1999, Zl. 97/21/0913; VwGH 20.3.2003, 
Zl. 99/20/0480). 
 

Die Prüfung der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages wegen geänderten Sachverhaltes darf ausschließlich 
anhand jener Gründe erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur Begründung ihres Begehrens geltend 
gemacht worden sind; in der Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid können derartige Gründe nicht neu 
vorgetragen werden (vgl. z.B. VwGH 4.11.2004, Zl, 2002/20/0391; VwGH 20.3.2003, Zl. 99/20/0480; VwGH 
4.4.2001, Zl. 98/09/0041; VwGH 7.5.1997, Zl. 95/09/0203). Allgemein bekannte Tatsachen sind jedoch auch 
von Amts wegen zu berücksichtigen (vgl. VwGH 7.6.2000, Zl. 99/01/0321; VwGH 29.6.2000, Zl. 99/01/ 0400). 
Aus dem Neuerungsverbot im Berufungsverfahren folgt, dass die Berufungsbehörde den bekämpften Bescheid in 
sachverhaltsmäßiger Hinsicht bezogen auf den Zeitpunkt der Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides zu 
kontrollieren hat. Eine Änderung der Rechtslage während des Berufungsverfahrens hat die Berufungsbehörde zu 
berücksichtigen (VwSlg. 12799 A/1988). 
 

Ist Sache der Entscheidung der Rechtsmittelbehörde nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, darf 
sie demnach nur über die Frage entscheiden, ob die Zurückweisung durch die Vorinstanz zu Recht erfolgt ist 
oder nicht, und hat dementsprechend - bei einer Zurückweisung wegen entschiedener Sache - entweder (im Falle 
des Vorliegens entschiedener Sache) das Rechtsmittel abzuweisen oder (im Falle der Unrichtigkeit dieser 
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Auffassung) den bekämpften Bescheid ersatzlos mit der Konsequenz zu beheben, dass die erstinstanzliche 
Behörde in Bindung an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde den gestellten Antrag jedenfalls nicht neuerlich 
wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Es ist der Rechtsmittelbehörde aber verwehrt, über den Antrag 
selbst meritorisch zu entscheiden (vgl. VwGH 30.5.1995, Zl. 93/08/0207). 
 

2.3.2. Gemäß § 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden 
gegen 
 

1) zurückweisende Bescheide 
 

a) wegen Drittstaatssicherheit gemäß § 4; 
 

b) wegen Zuständigkeit eines anderen Staates gemäß § 5; 
 

c) wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG; und 
 

2) die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung. 
 

Gemäß § 41 Abs. 2 AsylG 2005 erkennt der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen Entscheidungen, mit 
denen ein Antrag im Zulassungsverfahren zurückgewiesen wurde, binnen acht Wochen, soweit der Beschwerde 
gegen die mit der Entscheidung verbundene Ausweisung die aufschiebenden Wirkung nicht zuerkannt wurde. 
 

Gemäß § 41 Abs. 3 AsylG 2005 ist in einem Verfahren über eine Beschwerde gegen eine zurückweisende 
Entscheidung und die damit verbundene Ausweisung § 66 Abs. 2 AVG nicht anzuwenden. Ist der Beschwerde 
gegen die Entscheidung des Bundesasylamtes im Zulassungsverfahren statt zu geben, ist das Verfahren 
zugelassen. Der Beschwerde gegen die Entscheidung im Zulassungsverfahren ist auch statt zu geben, wenn der 
vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen 
Verhandlung unvermeidlich erscheint. 
 

2.3.3. Unter Zugrundelegung der oben unter 2.3.1. dargelegten Maßstäbe wird deutlich, dass dem 
gegenständlichen neuen Asylantrag vom 29.4.2009 die mit rechtskräftigem Bescheid des Bundesasylamtes vom 
17.5.2005, Zl. 02 20.155-BAW, "entschiedene Sache" entgegensteht, und zwar aus folgenden Gründen: 
 

Für den gegenständlichen Fall ergibt sich, dass sich das - die Fluchtgründe betreffende - Vorbringen des 
Beschwerdeführers zu seinem (zweiten) Asylantrag gegenüber dem ersten Asylverfahren nicht geändert hat 
(siehe oben II.1.). Somit liegt nach den oben dargelegten Maßstäben keine maßgebliche Sachverhaltsänderung 
vor (vgl. zum glaubhaften Kern VwGH 29.9.2005, Zl. 2005/20/0365; VwGH 22.11.2005, Zl. 2005/01/0626; 
VwGH 16.2.2006, Zl. 2006/19/0380; u. a.). 
 

Der Beschwerdeführer verfolgt offenbar bei der Stellung des zweiten Asylantrages vom 29.4.2009 lediglich das 
Verfahrensziel, eine Änderung des rechtskräftigen abweisenden Bescheides vom 17.5.2005, Zl. 02 20.155-
BAW, herbeiführen zu wollen. Damit verkennt der Beschwerdeführer offensichtlich, dass durch die Rechtskraft 
eines Bescheides dessen Überprüfung oder Wiederholung jedenfalls unzulässig und ausgeschlossen ist. 
 

Bescheide, die - selbst auf einer unvollständigen Sachverhaltsbasis ergangen - in Rechtskraft erwachsen sind, 
sind verbindlich. Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten 
Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stützt, steht daher die Rechtskraft des über den ersten Antrag 
absprechenden Bescheides entgegen (vgl. VwGH 10.6.1998, Zl. 96/20/0266). 
 

Im gegenständlichen Fall ist jedenfalls eine andere Beurteilung der seinerzeit im ersten Asylverfahren geltend 
gemachten Umstände, die zu einem anderen Spruch (hier: Abweisung des Asylantrages und Zulässigkeit der 
Rückschiebung sowie der Ausweisung nach Georgien) führen würden, von vornherein als ausgeschlossen zu 
qualifizieren. 
 

Aus alle dem folgt, dass das Bundesasylamt den (zweiten) Antrag auf internationalen Schutz vom 29.4.2009 zu 
Recht wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat und dass die Beschwerde gegen 
den Spruchteil I. des o.a. Bescheides abzuweisen war. 
 

2.4. Zu Spruchteil II. des o.a. Bescheides: 
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2.4.1. Gemäß § 75 Abs. 8 AsylG idF BGBl. I Nr. 29/2009 ist auf Verfahren, die vom Bundesasylamt vor dem 
1.4.2009 entschieden worden sind, § 10 AsylG 2005 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2008 anzuwenden. 
 

Da das Bundesasylamt mit Bescheid vom 15.5.2009 entschieden hat, ist auf dieses Verfahren § 10 AsylG 2005 
idF BGBl. I Nr. 29/2009 anzuwenden. 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 29/2009 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz 
mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. 
 

Nach § 10 Abs. 2 leg. cit. sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht 
auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen würden. Dabei sind besonders zu berücksichtigen: 
 

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; 
 

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

der Grad der Integration; 
 

die Bindung zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
 

Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts; 
 

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren. 
 

Nach § 10 Abs. 3 leg. cit. ist dann, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des 
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, 
gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben 
ist. 
 

Nach § 10 Abs. 4 leg. cit. gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden ist, 
stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

Nach § 10 Abs. 5 leg. cit. ist über die Zulässigkeit der Ausweisung jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit 
einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und 
Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im 
Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches oder 
unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfügen, unzulässig wäre. 
 

Hinsichtlich der Entscheidung über die Ausweisung gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 leg. cit. wird - im Hinblick darauf, 
dass sich die allgemeine Situation im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers nicht entscheidungsrelevant 
verändert hat, - auf die Begründung im erstinstanzlichen Bescheid vom 15.5.2009 verwiesen, wie oben auf den 
Seiten 7 und 8 des Erkenntnisses zitiert. 
 

Im Rahmen einer Prüfung gemäß Art. 10 Abs. 2 leg. cit. gilt es zu berücksichtigen: Der Beschwerdeführer reiste 
Ende Juli 2002 erstmals in Österreich ein, hat sich seit diesem Zeitpunkt jedoch nicht durchgehend in Österreich 
befunden. So hat er sich laut eigener Angaben von März 2003 bis April 2004 in Deutschland befunden und ist 
von April bis November 2004 zurück nach Georgien gereist. Aus diesem Verhalten ist offensichtlich, dass dem 
Beschwerdeführer an seinem Asylverfahren in Österreich das Interesse fehlt. Darüber hinaus hat sich der 
gesamte Aufenthalt des Beschwerdeführers nur auf ein auf das erste Asylverfahren beschränktes 
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Aufenthaltsrecht nach dem AsylG 1997 gestützt, das aber aus einem letztlich als unberechtigt erkannten ersten 
Asylantrag abgeleitet wurde. Gleiches hat für den gegenständlichen zweiten Asylantrag zu gelten. Aus dem 
Umstand, dass der Beschwerdeführer bereits drei Mal von einem österreichischen Strafgericht zu einer 
Haftstrafe verurteilt wurde, kann nur geschlossen werden, dass die Asylantragstellungen des Beschwerdeführers 
lediglich der Erlangung eines Aufenthaltstitels in Österreich dienen sollten und dass auch der gegenständliche 
Antrag offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde. Unter weiterer Berücksichtigung, dass der 
Beschwerdeführer über keinerlei Familienangehörige in Österreich und somit über kein schützenswertes 
Familienleben iSd Art. 8 Abs. 1 EMRK in Österreich verfügt, überwiegt beim Beschwerdeführer eindeutig das - 
in der in § 10 Abs. 1 leg. cit. zwingend vorgesehenen Ausweisung von Asylwerbern zum Ausdruck kommende - 
öffentliche Interesse, eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung von 
Personen, die sich bisher bloß aufgrund ihrer Asylantragstellung (hier: aufgrund der zweimaligen 
Asylantragstellung) im Inland aufhalten durften, zu verhindern (vgl. VwGH vom 17.12.2007, Zlen. 
2006/01/0216 bis 0219 mit weiteren Nachweisen). Daher erweist sich die Ausweisung des Beschwerdeführers 
zur Erreichung von im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Zielen (Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung auf 
dem Gebiet des Fremdenwesens) geboten und stellt dessen Ausweisung keine Verletzung von Art. 8 EMRK dar. 
Folglich erweist sich die Ausweisung des Beschwerdeführers gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 leg. cit. nach 
Georgien als zulässig. 
 

Im Übrigen sind die vom Beschwerdeführer vorgebrachten Erkrankungen (HIV und Hepatitis C) im 
Herkunftsstaat Georgien behandelbar, wie dies das Bundesasylamt in den Länderfeststellungen des o.a. 
Bescheides auf Seite 9f und in der Beweiswürdigung zutreffend aufgezeigt hat. Somit stellt die Ausweisung des 
Beschwerdeführers nach Georgien daher keine Verletzung des Art. 3 EMRK dar, stehen die Erkrankungen des 
Beschwerdeführers einer Ausweisung nicht entgegen und sind die gesetzlichen Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 
leg. cit. für einen Durchführungsaufschub nicht gegeben. 
 

Da sohin im gegenständlichen Fall die Voraussetzung des § 10 Abs. 1 Z 1 leg. cit. - nämlich die Zurückweisung 
des Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache (siehe oben II. 2.3.) - vorliegt, weiters keine 
Umstände hervorgekommen sind, die diese Ausweisung unzulässig erscheinen ließen, nämlich weder ein auf das 
AsylG 2005 gestütztes Aufenthaltsrecht noch familiäre Beziehungen zu einem dauernd Aufenthaltsberechtigten, 
die eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirken könnten (§ 10 Abs. 2 leg. cit.), sowie auch kein Anhaltspunkt 
für einen Aufschub der Durchführung der Ausweisung vorliegt (§ 10 Abs. 3 leg. cit.), war die Beschwerde gegen 
Spruchteil II. des o.a. Bescheides ebenfalls abzuweisen. 
 

2.5. Die Sachverhaltsfeststellungen des Bundesasylamtes im o.a. Bescheid vom 15.5.2009 sind nach 
Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens gemäß § 68 AVG mit zweimaliger Einvernahme 
und mit schlüssiger Beweiswürdigung getroffenen worden. 
 

Da beim Beschwerdeführer keine lebensbedrohenden Erkrankungen gegeben sind, konnte der gegenständlichen 
Beschwerde - nicht wie vom Beschwerdeführer beantragt - die aufschiebende Wirkung gemäß § 37 Abs. 1 leg. 
cit. nicht zuerkannt werden. 
 

Im gegenständlichen Beschwerdeverfahren gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid war von der 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof abzusehen, weil die Akten erkennen lassen, 
dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Sache nicht erwarten lässt (vgl. § 67d Abs. 4 AVG iVm 
§ 41 Abs. 4 AsylG 2005). Eine mündliche Verhandlung beim Asylgerichtshof konnte auch aus dem Grund 
unterbleiben, dass der Asylgerichtshof gemäß § 41 Abs. 4 AsylG 2005 über Beschwerden gegen zurückweisende 
Bescheide im Zulassungsverfahren grundsätzlich ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung entscheiden 
kann. 
 

2.6. Es war somit spruchgemäß zu entscheiden. 


